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1. TERMINSACHE 30.6.2014: Sperrvermerk für 
Kirchensteuer bei der Abgeltungsteuer

Zum 1.1.2015 wird ein „automatisiertes Verfahren“ zum Abzug von 
Kirchensteuer auf abgeltend besteuerte Kapitalerträge eingerichtet. 
Entsprechend muss z. B. die GmbH, aber auch die AG oder Genossen-
schaft zur Vorbereitung des automatischen Abzugs der Kirchensteu-
er auf Abgeltungsteuer einmal jährlich beim Bundeszentralamt für 
Steuern die Religionszugehörigkeit aller Anteilseigner – bzw. Kredit-
institute und Versicherungen aller Kunden – abfragen und auf Basis 
der bereitgestellten Informationen die auf die Abgeltungsteuer ent-
fallende Kirchensteuer einbehalten und an das Finanzamt abführen.

Wer seine Konfession nicht weitergeben will, sollte bis zum 
30.6.2014 einen Sperrvermerk beim Bundeszentralamt für Steu-
ern beantragen. Die kirchensteuerlichen Pfl ichten sind in diesem 
Fall direkt gegenüber dem Fiskus über die Einkommensteuererklä-
rung zu erfüllen. Diese Steuerpfl ichtigen müssen also wie bisher eine 
Steuererklärung abgeben und die Anlage KAP ausfüllen.

Anmerkung: Bei der GmbH sind die Abfragen zum Kirchensteuer-
Abzugsverfahren zu allen GmbH-Gesellschaftern erstmals zwischen 
dem 1.9.2014 und dem 31.10.2014 vorzunehmen, um ein Haftungs-
risiko für nicht einbehaltene Kirchensteuer auf Gewinnausschüt-
tungen ab 1.1.2015 zu vermeiden. Dieser Abruf ist auch bei einer 

Ein-Mann-GmbH vorzunehmen, wenn der Gesellschafter einen 
Sperrvermerk beantragt hat.

2. Strafbefreiende Selbstanzeige

Die Finanzminister der Länder haben sich am 27.3.2014 für die Bei-
behaltung der strafbefreienden Selbstanzeige bei Steuerhinterzie-
hungen ausgesprochen. Die Voraussetzungen, um Straffreiheit zu 
erlangen, sollen jedoch weiter verschärft werden. 

Danach sehen die Planungen vor den strafrechtlichen Berichti-
gungszeitraum für alle Fälle der Steuerhinterziehung auf 10 Jahre 
auszuweiten. In Fällen einfacher Steuerhinterziehung waren es bis-
her nur 5 Jahre. Der Strafzuschlag (Aufschlag auf die Steuerschuld) 
soll ab einem Hinterziehungsvolumen von 50.000 € von bislang 5 % 
auf 10 % erhöht werden. 

Außerdem sieht die Einigung vor, dass die sofortige Entrichtung 
der Hinterziehungszinsen von 6 % pro Jahr künftig eine „zusätz-
liche Wirksamkeitsvoraussetzung“ für die Selbstanzeige sein soll. 
Geprüft werden müssen nach Angaben der Bundesregierung noch 
einige Punkte wie die Möglichkeit von Zuschlägen unterhalb eines 
Hinterziehungsvolumens von 50.000 € sowie die Möglichkeit einer 
Obergrenze für die Wirksamkeit einer Selbstanzeige.

3. Umwandlung eines alten (400-€-)Minijobs 
in einen neuen (450-€-)Minijob

Erhöht der Arbeitgeber bei einem vor dem 1.1.2013 aufgenomme-
nen 400-€-Minijob das regelmäßige monatliche Arbeitsentgelt auf 
mehr als 400 € bis 450 €, handelt es sich um einen rentenversiche-
rungspfl ichtigen Minijob nach neuem Recht. Hierbei gilt Folgendes 
zu beachten.

Nicht gewünschte Beitragszahlung zur Rentenversicherung: Der 
Minijobber kann sich von der Rentenversicherungspfl icht befreien 
lassen. Der Antrag wirkt höchstens bis zum Ersten des Monats zu-
rück, in dem der Antrag beim Arbeitgeber eingegangen ist.
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Meldepfl icht des Arbeitgebers: Der Arbeitgeber ist verpfl ichtet, der 
Minijob-Zentrale die Befreiung innerhalb von 6 Wochen (42 Kalen-
dertagen) nach Eingang des Befreiungsantrages des Arbeitnehmers 
mitzuteilen. Dies gilt auch für die Fälle, in denen Arbeitgeber das 
regelmäßige monatliche Arbeitsentgelt auf mehr als 400 € anheben 
beziehungsweise bereits angehoben haben. Wird der Antrag auf Be-
freiung von der Rentenversicherungspfl icht später gemeldet, wirkt 
die Befreiung von der Rentenversicherungspfl icht erst nach Ablauf 
des Kalendermonats, der dem Kalendermonat des Eingangs folgt. 

Kein Beitragsgruppenwechsel: In Fällen, in denen eine bisher ren-
tenversicherungsfreie Beschäftigung nahtlos in eine von der Ren-
tenversicherungspfl icht befreite Beschäftigung übergeht, ändert 
sich die bestehende Beitragsgruppe „5“ in der Rentenversicherung 
nicht. Es ist aber gesetzlich festgelegt, dass das Beschäftigungsver-
hältnis zum Ablauf des Kalendermonats vor der Erhöhung des Ver-
dienstes auf mehr als 400 € mit dem Meldegrund „33“ abgemeldet 
und mit Beginn des folgenden Kalendermonats mit dem Meldegrund 
„13“ wieder angemeldet wird. Meldungen per Papierbeleg können 
mit dem Formular „Anzeige der Befreiung von der Rentenversiche-
rungspfl icht“ erfolgen. Eine Kopie dieser Meldung muss der Arbeit-
geber mit den Entgeltunterlagen aufbewahren. 

Wird in Entgelterhöhungsfällen bis Juni 2014 die Meldung der 
Befreiung von der Rentenversicherungspfl icht im Fall der Entgelt-
erhöhung auf über 400 € vom Arbeitgeber versäumt, ist es ent-
scheidend, ob im Monat der Erhöhung des regelmäßigen Entgelts 
auf mehr als 400 € ein Befreiungsantrag vom Arbeitnehmer beim 
Arbeitgeber vorlag. 

Wichtig: Es besteht die Verpfl ichtung, auch für bereits beendete Be-
schäftigungsverhältnisse entsprechende Korrekturen vorzunehmen. 

4. Anforderungen an die Rechnungserstellung - 
hier Leistungs beschreibung

Zum Vorsteuerabzug berechtigt ist nur, wer eine Rechnung i. S. des 
Umsatzsteuergesetzes besitzt, in der u. a. der Umfang und die Art 
der sonstigen Leistung angegeben ist. Solche Leistungsbeschrei-
bungen sind erforderlich, um die Erhebung der Umsatzsteuer und 
ihre Überprüfung durch die Finanzverwaltung zu sichern. Bei Be-
triebsprüfungen schaut das Finanzamt immer genauer hin. Werden 
Rechnungen nicht ordnungsgemäß ausgestellt, versagt der Fiskus 
den Vorsteuerabzug.

In einem vor dem Bundesfi nanzhof (BFH) ausgefochtenen Streitfall 
hatte ein Steuerpfl ichtiger Rechnungen erhalten, die zur Beschrei-
bung der ihm gegenüber erbrachten Dienstleistung ausdrücklich auf 
bestimmte Vertragsunterlagen verwiesen. Diese Vertragsunterlagen 
waren den Rechnungen allerdings nicht beigefügt. Das Finanzamt 
(FA) versagte den Abzug der Vorsteuerbeträge mit der Begründung, 
dass es in den Rechnungen an einer hinreichenden Leistungsbe-
schreibung für die erbrachten Dienstleistungen fehlt. Daran ändert 
auch die Bezugnahme auf bestimmte Vertragsunterlagen nichts, 
weil diese Unterlagen den Rechnungen nicht beigefügt worden sind.

Mit Urteil vom 16.1.2014 entschied der BFH jedoch, dass zur Identi-
fi zierung einer abgerechneten Leistung in der Rechnung auf andere 
Geschäftsunterlagen verwiesen werden kann, ohne dass diese Un-
terlagen der Rechnung beigefügt sein müssen. Eine Rechnung muss 
Angaben tatsächlicher Art enthalten, welche die Identifi zierung 
der abgerechneten Leistungen ermöglicht. Dazu können andere 
Geschäftsunterlagen herangezogen werden. Voraussetzung ist 
dabei lediglich, dass die Rechnung selbst auf diese anderen Un-
terlagen verweist und diese eindeutig bezeichnet. Solche Vertrags-
unterlagen müssen zwar existent, aber den Rechnungen nicht beige-

fügt sein. Das FA muss daher ordnungsgemäß in Bezug genommene 
Vertragsunterlagen bei der Überprüfung der Leistungsbeschreibung 
berücksichtigen.

Bitte beachten Sie! Eine allgemeine Beschreibung von Leistungen in 
einer Rechnung wie z. B. „Trockenbauarbeiten“, „EDV-Leistungen“, 
„Fliesenarbeiten“ oder „Beratungsleistung“ genügen allein nicht den 
Anforderungen an die Leistungsbeschreibung in einer zum Vorsteu-
erabzug geeigneten Rechnung, denn durch derartige Bezeichnungen 
wird eine mehrfache Abrechnung der damit verbundenen Leistungen 
nicht ausgeschlossen.

5. Schuldzinsen als Werbungskosten nach Ver-
äußerung des Wohngrundstücks

Nach einer Entscheidung des Finanzgerichts Niedersachsen (FG) 
können Schuldzinsen für einen Baukredit auch nach dem Verkauf 
der vermieteten Immobilie – unter bestimmten Voraussetzungen – 
steuerlich geltend gemacht werden.

Werbungskosten sind steuerlich ansetzbare Aufwendungen zur Er-
werbung, Sicherung und Erhaltung der Einnahmen. Hierzu zählen 
auch Schuldzinsen, soweit diese mit einer Einkunftsart, vorliegend 
den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung, im wirtschaftli-
chen Zusammenhang stehen.

Mit der erstmaligen Verwendung einer Darlehensvaluta zur Anschaf-
fung eines Vermietungsobjektes wird die maßgebliche Verbindlich-
keit diesem Verwendungszweck – Vermietung und Verpachtung 
– unterstellt. Nach den früher in der Rechtsprechung des Bundes-
fi nanzhofs vertretenen Grundsätzen bestand der Zweck jedenfalls 
solange fort, bis die Vermietungsabsicht aufgegeben wurde und 
die Vermietungstätigkeit endete, mit der Konsequenz, dass die auf 
das Darlehen gezahlten Schuldzinsen nach Ende der Vermietungs-
tätigkeit grundsätzlich nicht mehr als Werbungskosten anerkannt 
wurden - und zwar auch dann nicht, wenn der Erlös aus der Ver-
äußerung eines zuvor zur Vermietung genutzten Grundstücks nicht 
ausreichte, um das ursprünglich zur Anschaffung des Grundstücks 
aufgenommene Darlehen abzulösen.

Nach Auffassung des FG wird durch eine Veräußerung des Vermie-
tungsobjekts – außerhalb des Spekulationszeitraums – der wirt-
schaftliche Zusammenhang der nachträglichen Schuldzinsen zu den 
ursprünglichen durch Vermietung und Verpachtung veranlassten 
Aufwendungen nicht aufgehoben, sodass auch diese Zinsaufwen-
dungen als Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung berücksichtigt werden können. Das gilt nicht, wenn die 
Schuldzinsen auf Verbindlichkeiten entfallen, die durch den Veräu-
ßerungspreis des Immobilienobjektes hätten getilgt werden können.

Anmerkung: Nach Auffassung der Finanzverwaltung kommt eine 
Berücksichtigung der Schuldzinsen außerhalb der Spekulationsfrist 
nicht in Betracht. Wegen der grundsätzlichen Bedeutung wurde die 
Revision zum Bundesfi nanzhof zugelassen. Betroffene Steuerpfl ich-
tige sollten deshalb unter Hinweis auf das dort anhängige Verfahren 
Einspruch einlegen.

6. Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer 
aufteilbar?

Können Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer nur steu-
erlich geltend gemacht werden, wenn der jeweilige Raum (nahezu) 
ausschließlich für betriebliche/berufl iche Zwecke genutzt wird oder 
können diese Aufwendungen entsprechend der jeweiligen Nutzung 
aufgeteilt werden? Der IX. Senat des Bundesfi nanzhofs (BFH) hat mit 



Beschluss vom 21.11.2013 diese Rechtsfragen dem Großen Senat des 
BFH zur Entscheidung vorgelegt.

Im zu entscheidenden Fall bewohnt ein Steuerpfl ichtiger ein Ein-
familienhaus, in dem sich auch ein – mit einem Schreibtisch, Bü-
roschränken, Regalen sowie einem Computer ausgestattetes – sog. 
„häusliches“ Arbeitszimmer befi ndet. Von seinem Arbeitszimmer aus 
verwaltet er 2 in seinem Eigentum stehende vermietete Mehrfami-
lienhäuser. Die Kosten für das Arbeitszimmer machte der Vermieter 
bei seinen Einkünften aus der Vermietung der Mehrfamilienhäuser 
geltend. Das Finanzamt ließ die Kosten nicht zum Abzug zu, da sog. 
gemischte Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer nach 
der gesetzlichen Regelung nicht abgezogen werden dürften.

Nach den Feststellungen des Finanzgerichts (FG) hat der Kläger 
nachweislich das Arbeitszimmer zu 60 % zur Erzielung von Einkünf-
ten aus Vermietung und Verpachtung genutzt. Das FG hat daher 
entschieden, dass der Kläger 60 % des von ihm geltend gemach-
ten Aufwands als Werbungskosten geltend machen kann. Es wendet 
damit die Rechtsprechung des Großen Senats aus dem Jahr 2009, 
wonach für Aufwendungen, die sowohl berufl iche/betriebliche als 
auch privat veranlasste Teile enthalten (gemischte Aufwendungen), 
kein allgemeines Aufteilungs- und Abzugsverbot normiert ist, auch 
auf das häusliche Arbeitszimmer an.

Der vorlegende IX. Senat folgt dem. Er geht davon aus, dass Auf-
wendungen für abgeschlossene häusliche Arbeitszimmer, die (in 
zeitlicher Hinsicht) nur teilweise berufl ich bzw. betrieblich genutzt 
werden, aufzuteilen sind. 

7. Gesellschafter-Geschäftsführer sozialver-
sicherungspfl ichtig beschäftigt

Ein GmbH-Geschäftsführer, der über eine „Minderheitsbeteiligung“ 
an der Gesellschaft verfügt, ist als abhängig Beschäftigter sozialver-
sicherungspfl ichtig, wenn er zwar für die Firma wesentliche Fach-
kenntnisse und Kundenkontakte besitzt, sich jedoch Arbeitnehmer-
rechte wie ein leitender Angestellter sichert.

Dies entschied das Sozialgericht Dortmund (SG) im Falle des Ge-
schäftsführers einer Softwarefi rma, der einen Gesellschafteran-
teil von 49,71 % besitzt, ohne über eine umfassende Sperrminori-
tät zu verfügen. Die Deutsche Rentenversicherung Bund hatte im 
Rahmen eines Statusfeststellungsverfahrens entschieden, dass der 
Geschäftsführer als abhängig Beschäftigter versicherungspfl ichtig 
in der gesetzlichen Rentenversicherung und nach dem Recht der 
Arbeitsförderung sei.

Die hiergegen von der Firma erhobene Klage hat das SG als unbe-
gründet abgewiesen. Der Geschäftsführer hat allein auf Grund seiner 
Gesellschafterrechte nicht die Möglichkeit, seine Weisungsgebun-
denheit aufzuheben. Die Ausgestaltung seines Anstellungsvertrages 
mit Gehaltsvereinbarung, Urlaubsanspruch, Gehaltsfortzahlung im 
Krankheitsfall und anderen Nebenleistungen spricht für eine typi-
sche Beschäftigung als leitender Angestellter. Dies geht so weit, dass 
die Vertragsparteien Ansprüche des Geschäftsführers aus einem vo-
rangegangenen Arbeitsvertrag fortschrieben.

Die herausgestellte besondere Rolle des Geschäftsführers bei der Ent-
wicklung von Softwareprodukten und der Pfl ege von Kundenkontak-
ten führt zu keiner anderen Beurteilung. Die branchenspezifi schen 
Kenntnisse und Kundenkontakte hat der Geschäftsführer während 
seiner vorangegangenen langjährigen abhängigen Beschäftigung 
bei der GmbH als Entwickler erworben. Von daher leuchtet es nicht 
ein, diesen Aspekt nunmehr zur Begründung seiner Selbstständigkeit 
heranzuziehen. Auch sei es nicht unüblich, dass kleinere Firmen von 

dem Fachwissen und den Kundenkontakten leitender Angestellter 
abhängig sind.

8. Bundesfi nanzministerium präzisiert Steuer-
schuldnerschaft des Leistungsempfängers bei 
Bauleistungen nach § 13b UStG

Der Bundesfi nanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 22.8.2013 die Re-
gelungen zur Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers bei 
Bauleistungen nach § 13b UStG präzisiert. Nach seiner Entschei-
dung sind diese einschränkend dahingehend auszulegen, dass es 
für die Entstehung der Steuerschuld darauf ankommt, ob der Leis-
tungsempfänger die an ihn erbrachte Werklieferung oder sonsti-
ge Leistung, die der Herstellung, Instandsetzung, Instandhaltung, 
Änderung oder Beseitigung von Bauwerken dient, seinerseits zur 
Erbringung einer derartigen Leistung verwendet. Auf den Anteil 
der vom Leistungsempfänger ausgeführten bauwerksbezogenen 
Werklieferungen oder sonstigen Leistungen an den insgesamt von 
ihm erbrachten steuerbaren Umsätzen kommt es nicht an. Im Üb-
rigen sei es nicht entscheidungserheblich, ob sich die Beteiligten 
über die Handhabung der Steuerschuldnerschaft ursprünglich einig 
waren oder nicht. Die Entscheidung des BFH hat mittelbar auch Aus-
wirkungen auf die Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers 
bei der Reinigung von Gebäuden und Gebäudeteilen.

Das Bundesfi nanzministerium legt nunmehr mit Schreiben vom 
5.2.2014 Folgendes fest: Werden Bauleistungen von einem im Inland 
ansässigen Unternehmer im Inland erbracht, ist der Leistungsemp-
fänger Steuerschuldner, wenn er Unternehmer ist und selbst Bau-
leistungen erbringt. Darüber hinaus muss der Leistungsempfänger 
die an ihn erbrachte Bauleistung seinerseits zur Erbringung einer 
derartigen Leistung verwenden; auf den Anteil der vom Leistungs-
empfänger ausgeführten Bauleistungen an den insgesamt von ihm 
erbrachten steuerbaren Umsätzen kommt es dagegen nicht an.

Der Leistungsempfänger ist für an ihn erbrachte Leistungen nicht 
Steuerschuldner, wenn er diese nicht unmittelbar zur Erbringung 
eigener Bauleistungen verwendet. 

Beispiel: Der Bauunternehmer A beauftragt den Unternehmer B mit 
dem Einbau einer Heizungsanlage in sein Bürogebäude und einer 
Photovoltaikanlage auf das Dach des Bürogebäudes. A bewirkt Bau-
leistungen. Der Einbau der Heizungs- und Photovoltaikanlage durch 
B ist keine unter § 13b UStG fallende Werklieferung. Für diesen Um-
satz ist B Steuerschuldner, da A die Leistung des B nicht zur Erbrin-
gung einer Bauleistung verwendet. B muss also die Rechnung an A 
mit Umsatzsteuerausweis schreiben und die Umsatzsteuer an das 
Finanzamt abführen.

Abwandlung: Würde B die Heizung bei einer Privatperson im Auf-
trag von A einbauen käme die Steuerschuldnerschaft des Leis-
tungsempfängers zum Tragen. B müsste also eine Rechnung ohne 
Umsatzsteuerausweis schreiben und A auf die Umkehr der Steu-
erschuldnerschaft in seiner Rechnung hinweisen. A muss dann die 
Umsatzsteuer abführen. 

Dem leistenden Unternehmer steht es frei, den Nachweis mit allen 
geeigneten Mitteln zu führen, aus denen sich ergibt, dass der Leis-
tungsempfänger ein Unternehmer ist, der die an ihn erbrachte Bau-
leistung seinerseits zur Erbringung einer derartigen Leistung ver-
wendet. Legt der Leistungsempfänger dem leistenden Unternehmer 
eine im Zeitpunkt der Ausführung einer Bauleistung gültige Freistel-
lungsbescheinigung des Finanzamtes ausdrücklich für umsatzsteu-
erliche Zwecke für diesen Umsatz vor, gilt diese als Indiz dafür, dass 
der Leistungsempfänger die an ihn erbrachte Leistung seinerseits für 
eine Bauleistung verwendet.



Basiszinssatz: Seit 1.1.2014 = -0,63 %, 1.7.2013 - 31.12.2013 = -0,38 %, 1.1.2013 – 30.6.2013 = -0,13 %, 
(§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB; seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Verbraucherpreisindex: 2014: März = 106,7; Februar = 106,4; Januar = 105,9; 
2013: Dezember = 106,5; November =106,1; Oktober = 105,9; September = 106,1; 
August = 106,1; Juli = 106,1; Juni = 105,6; 

  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten - Konjunkturindikatoren 
  

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, 
werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

Anmerkung: Diese Regelungen sind ab sofort anzuwenden. Grund-
sätzlich empfi ehlt es sich bei jeder Bauleistung die Versicherung des 
Leistungsempfängers einzuholen, dass die Leistung als Bauleistung 
weiterverwendet wird und sich auch für diese Leistungen jeweils 
eine entsprechende Freistellungsbescheinigung vorlegen zu lassen.

9. TERMINSACHE Die Zuordnung eines ge-
mischt genutzten Gebäudes zum Unterneh-
men muss „zeitnah“ sein!

Ein Unternehmer kann die gesetzlich geschuldete Umsatzsteuer für 
Lieferungen und sonstige Leistungen, die von einem anderen Un-
ternehmer für sein Unternehmen ausgeführt worden sind, als Vor-
steuer abziehen. Für das Unternehmen wird eine Leistung nur be-
zogen, wenn sie zur (beabsichtigten) Verwendung für Zwecke einer 
nachhaltigen und gegen Entgelt ausgeübten Tätigkeit bezogen wird, 
die im Übrigen steuerpfl ichtig sein muss, damit der Vorsteuerabzug 
nicht ausgeschlossen ist.

Ist ein Gegenstand - ein hergestelltes Einfamilienhaus - sowohl 
für den unternehmerischen Bereich als auch für den nicht un-
ternehmerischen privaten Bereich des Unternehmers vorgesehen 
(gemischte Nutzung), wird der Gegenstand nur dann für das Un-
ternehmen bezogen, wenn und soweit der Unternehmer ihn sei-
nem Unternehmen zuordnet.

Die Zuordnung eines Gegenstands zum Unternehmen erfordert 
eine durch Beweisanzeichen gestützte Zuordnungsentscheidung 
des Unternehmers, die zeitnah zu dokumentieren ist. Dabei ist die 
Geltendmachung des Vorsteuerabzugs regelmäßig ein gewichtiges 
Indiz für, die Unterlassung eines möglichen Vorsteuerabzugs ein 
ebenso gewichtiges Indiz gegen die Zuordnung eines Gegenstands 
zum Unternehmen. Auch die bilanzielle und ertragsteuerrechtliche 
Behandlung kann ggf. ein Indiz für die umsatzsteuerrechtliche Be-
handlung sein. Gibt es keine Beweisanzeichen für eine Zuordnung 
zum Unternehmen, kann diese nicht unterstellt werden!

Der BFH hat in mehreren Entscheidungen geklärt, dass die Zuord-
nungsentscheidung spätestens und mit endgültiger Wirkung in einer 
„zeitnah“ erstellten Umsatzsteuererklärung für das Jahr, in das der 
Leistungsbezug fällt, nach außen dokumentiert werden kann. Der 
letztmögliche Zeitpunkt hierfür ist der 31. Mai des Folgejahres.

10. Bundesregierung beschließt Mindestlohn

Deutschland bekommt zum 1.1.2015 einen allgemeinen gesetzlichen 
Mindestlohn von brutto 8,50 € je Zeitstunde. Auf diesen Mindest-
lohn haben alle Arbeitnehmer Anspruch gegenüber ihrem Arbeitge-
ber. Abweichungen vom gesetzlichen Mindestlohn sind durch Tarif-
verträge auf Branchenebene bis 31.12.2016 möglich. Diese müssen 

über das Arbeitnehmer-Entsendegesetz allgemeinverbindlich ge-
macht werden. Der Mindestlohn wird ab 2018 jährlich angepasst. Er 
gilt jedoch nicht für:

• Langzeitarbeitslose in den ersten 6 Monaten ihrer Beschäftigung 
• Jugendliche unter 18 Jahren ohne abgeschlossene Berufsaus-

bildung 
• Praktikanten, die ein Pfl ichtpraktikum nach Schul-, Ausbil-

dungs- oder Studienordnung leisten
• Praktikanten, die ein Orientierungs-Praktikum von bis zu 6 Wo-

chen vor Berufsausbildung oder Studium leisten bzw. die ein 
Praktikum von bis zu 6 Wochen begleitend zu einer Berufs- oder 
Hochschulausbildung leisten

Konsequenzen: Sofern sich durch die gesetzliche Festlegung des 
Mindestlohns die Bruttobezüge der Arbeitnehmer erhöhen, führt das 
auch zu Erhöhungen der gesamten Lohnnebenkosten. Entsprechend 
sollte – insbesondere bei lohnintensiven Betrieben – zwingend ge-
prüft werden, inwieweit eine Anpassung der Preise ab dem Jahr 
2015 erforderlich wird, um die Kosten im Griff zu behalten.

11. Beitragsrecht der Krankenkassen wird 
ab 2015 neu geregelt

Das neue Finanzierungsmodell der gesetzlichen Krankenversicherung 
sieht zunächst vor, dass der allgemeine Beitragssatz ab 2015 um 
0,9 %-Punkte gesenkt und damit auf 14,6 % festgesetzt wird. Be-
zogen auf den allgemeinen Beitragssatz bleibt der Arbeitgeberanteil 
damit unverändert bei 7,3 % gesetzlich festgeschrieben. Für Arbeit-
nehmer reduziert sich ihr Beitragsanteil von bisher 8,2 auf ebenfalls 
7,3 %. Damit entfällt der bislang in dem allgemeinen Beitragssatz 
enthaltene, allein von den Mitgliedern aufzubringende Beitrags-
anteil von 0,9 %-Punkten. Dieser soll zukünftig in die einkom-
mensbezogenen Zusatzbeitragssätze einfl ießen, die die einzelnen 
Krankenkassen anstelle der bisherigen einkommensunabhängigen, 
pauschalen Zusatzbeiträge individuell in ihren Satzungen festset-
zen können. Die einkommensbezogenen Zusatzbeiträge sind von den 
Mitgliedern allein zu tragen.

Sie sollen im sog. Quellenabzugsverfahren von den jeweiligen bei-
tragsabführenden Stellen gezahlt werden. Sofern die Krankenkassen 
einen Zusatzbeitragssatz festgelegt haben, sind die Zusatzbeiträge 
von den Arbeitgebern direkt vom jeweiligen Arbeitsentgelt einzube-
halten und zusammen mit den Beitragsanteilen aus dem allgemei-
nen Beitragssatz an die Einzugsstellen zu zahlen.

Diejenigen Mitglieder, die beitragsfrei in der gesetzlichen Kranken-
versicherung versichert sind, bleiben auch vom Zusatzbeitrag aus-
genommen. Beitragsfreiheit besteht für die Dauer des Anspruchs auf 
Krankengeld, Mutterschaftsgeld oder des Bezuges von Elterngeld, 
wobei sich die Beitragsfreiheit nur auf diese Leistungen erstreckt.


